
die angeblich hinter ihr stehenden Kreise in maß­
loser, kaum zu überbietender Weise angegriffen 
werden, sondern daß Angriffe ähnlicher Art gegen 
die Sozialdemokratische Partei geführt werden ... 
Hierbei wird zwar nur von den sogenannten rechten 
Führern der Sozialdemokratie wie Ollenhauer, 
Carlo Schmid, Reuter und anderen gesprochen. In 
Wahrheit waren diese die maßgeblichen Führer 
der SPD und damit die Repräsentanten der Oppo­
sition im Bundestag. Die Angriffe gegen sie müssen 
daher mit Angriffen gegen die von ihnen vertretene 
Partei und die von ihnen geführte Opposition 
gleichgesetzt werden. Mit dem angestrebten Sturz 
des Adenauer-Regimes sollte sowohl die Regierung 
als auch die Opposition kaltgestellt und damit nicht 
nur die Bundesregierung, sondern auch der B u n ­
d e s t a g  i n  s e i n e r  d u r c h  d i e  W a h l e n  g e ­
g e b e n e n  Z u s a m m e n s e t z u n g  ausgeschaltet 
werden.

Damit sollte eine Neuordnung der in der Bundes­
republik wirkenden politischen Kräfte unter voll­
ständiger A b k e h r  v o n  d e r  i m  G r u n d g e ­
s e t z  g e t r o f f e n e n  R e g e l u n g  verbunden 
sein“. (S. 28 f.)13 * 8)

Die Ausführungen des Senats sprechen für sich. Sie 
demonstrieren, wie die „Beweiswürdigung“ benutzt 
wird, um vorgefaßte politische Werturteile in den ge­
richtlich festgestellten Sachverhalt einzuführen, gericht­
lich als erwiesen erachtete Tatsachen zu ignorieren und 
die Feststellung rechtlich bedeutsamer Tatsachen zu 
verhindern. Dabei werden zugleich Folgerungen unter 
Verletzung allgemeingültiger Regeln der Logik gezogen.

So bedurfte es z. B. überhaupt keiner „Deutung“ des 
Begriffes „Adenauer-Regime“, da nach den auf Bl. 17 
der Urteilsausfertigung wiedergegebenen Feststellungen 
des Gerichts im Programm gesagt wird, „daß das Aden­
auer-Regime die Herrschaft der deutschen Monopol­
herren und Großgrundbesitzer sei“. Das Urteil zitiert 
weiter wörtlich: „Wenn wir, so heißt es weiter, von 
der Regierung Adenauer sprechen, so verstehen wir 
darunter das Regime, das von den imperialistischen 
Okkupanten und der westdeutschen Reaktion in West­
deutschland errichtet wurde“. Diese Tatsachen werden 
zwar vom Gericht als erwiesen betrachtet, aber der 
vorgefaßten Konstruktion halber negiert und der recht­
lichen Würdigung nicht zugrunde gelegt.

So behauptet das Gericht weiter, daß die Adenauer- 
Regierung und die hinter ihr stehenden politischen 
Kräfte die Bundesrepublik in ihrer bestehenden ver­
fassungsmäßigen Ordnung tragen und bejahen. In der 
mündlichen Verhandlung haben die beiden angeklagten 
westdeutschen Bürger in Übereinstimmung mit dem 
Inhalt der Erwiderungsschrift Tatsachen (nicht Wert­
urteile, sondern Äußerungen des amtierenden Kanzlers 
und seiner Minister Sowie Fakten der Regierungspolitik) 
dargelegt, die dem Beweise dienen, daß die Adenauer- 
Regierung und die hinter ihr stehenden politischen 
Kräfte eine Politik der Remilitarisierung Westdeutsch­
lands, der Einbeziehung in eine aggressive militärische 
Gruppierung und der Unterdrückung der nationalen 
Selbstbestimmung betreiben. Sie haben darauf hinge­
wiesen, daß diese Politik grundgesetz- und völker­
rechtswidrig ist. Schließlich haben sie erwähnt, daß sich 
ihre Tätigkeit gegen diese grundgesetzwidrige Politik 
und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
richtet.

Es besteht kein Zweifel darüber, daß die Überprü­
fung des Wahrheitsgehalts dieser Einlassungen von 
rechtlich entscheidender Bedeutung ist. Ein von der 
Exekutive unabhängiges und allein dem bürgerlichen 
Gesetz unterworfenes Gericht hätte Feststellungen dar­
über- treffen müssen, ob die Maßnahmen der Regierung, 
gegen die sich die Handlungen der beiden Bürger rich­
ten, erweislich gegen das Grundgesetz verstoßen. Dazu 
wäre das Gericht besonders deshalb verpflichtet ge­
wesen, weil es eine offenkundige Tatsache ist, daß es 
eine amtierende deutsche Regierung und die hinter ihr 
stehenden politischen Kräfte waren, die im Interesse 
der Vorbereitung eines Angriffskrieges und unter der 
Parole der „Ausrottung des Marxismus“ die demokra­
tischen Rechte und Freiheiten der Bürger, die auf der 
Weimarer Verfassung beruhende Ordnung beseitigt und 
ein diktatoriales Regime errichtet haben.

I3) Sperrungen von mir — H. G.

Trotzdem entscheidet sich der Senat unter Verletzung 
der eingangs erwähnten prozessualen Bestimmungen, 
diese Einlassungen der beiden Bürger nicht einmal zu 
erwähnen, geschweige sich -mit ihnen auseinanderzu­
setzen oder Feststellungen über sie zu treffen. Viel­
mehr erklärt er —- ohne eine einzige Beweistatsache 
anzugeben und in Übereinstimmung mit den Methoden 
des 2. Strafsenats im sogenannten „Fünf-Broschüren- 
Urteil“14) —, daß die Politik der Regierung grundge­
setzmäßig sei, und unterdrückt die Untersuchung 
wesentlicher und dabei entlastender Umstände. Das ist 
eine Tatsache von rechtlich und politisch weittragender 
Bedeutung. Sie beweist, daß sich der politische Sonder­
senat nicht auf den Boden des Rechts und des Grund­
gesetzes stellt, daß er sich vielmehr schlechthin den 
Direktiven der Exekutivgewalt unterwirft und die 
Maßnahmen und Anordnungen der Regierung der 
Überprüfung vom Standpunkt des Gesetzes und des 
Grundgesetzes aus entzieht. Der 6. Strafsenat hat 
damit seine richterliche Unabhängigkeit aufgegeben, 
seine Pflicht zur Erforschung der materiellen Wahr­
heit verletzt und sich von vornherein dazu ent­
schieden, die Politik der amtierenden Regierung Aden­
auer zu verteidigen und die gegen sie gerichtete Oppo­
sition unter allen Umständen zu verurteilen.

Um seine vorweggenommene Zweckkonstruktion auf­
rechterhalten zu können, trägt das Gericht subjekti- 
vistische Werturteile in den Sachverhalt hinein. So be­
hauptet es, daß das Programm die Kaltstellung der 
Sozialdemokratischen Partei fordere. Nach den gericht­
lichen Feststellungen enthält das Programm lediglich 
Äußerungen über die „rechten Führer“ der SPD, die 
sich auf ihre Haltung dem Adenauer-Regime gegenüber 
beziehen (S. 15). (Von einer „Kaltstellung“ der SPD 
wird an keiner Stelle gesprochen.) In völlig autorita­
tiver Weise und unter Verletzung der Regeln der Logik 
identifiziert das Gericht die rechten Führer mit der 
gesamten Führung der SPD und der ganz Westdeutsch­
land umfassenden Parteiorganisation der SPD und die 
SPD — unter Ausschaltung aller anderen oppositionellen 
Kräfte — mit der „Opposition im eigentlichen Sinne“ 
(S. 29).

Um seine aprioristische Konstruktion zu rechtfertigen, 
scheut sich das Gericht nicht, die allgemeingültigen 
Denkgesetze, die Gesetze der Logik zu verletzen. Seine 
Beweisführung läßt sich mit folgenden Worten zusam­
menfassen: Erstens richtet sich das Programm gegen 
die Regierung, zweitens richtet es sich gegen die SPD; 
folglich richtet es sich gegen den Bundestag in seiner 
durch Wahlen gegebenen Zusammensetzung; diese 
aber ist eine vom Grundgesetz getroffene Regelung. 
Jeder Student des ersten Semesters ist in der Lage 
nachzuweisen, daß aus den Thesen, das Programm 
richte sich gegen Regierung und gegen SPD, nicht 
geschlußfolgert werden kann, es richte sich gegen 
die Wahlen als staatsrechtliche Institution, und 
daß es ein unzulässiges Wortspiel ist, wenn der 
„Bundestag in seiner durch Wahlen gegebenen Zusam­
mensetzung“, d. h. die gegenwärtige parteipolitische 
Zusammensetzung des Bundestages, mit den Wahlen als 
rechtlicher Institution identifiziert wird. Folglich kann 
die Veränderung der durch die letzten Wahlen gegebe­
nen Zusammensetzung des Bundestages nicht mit der 
Beseitigung der Wahlen als rechtlicher Institution iden­
tifiziert werden. So muß die Logik des Denkens wei­
chen, wenn die Logik der Tatsachen beseitigt werden 
soll.

Die gleichen Methoden kehren in den sich anschlie­
ßenden Ausführungen des Urteils wieder:

„Daß die Darlegungen des Programms in diesem 
Sinne zu verstehen sind, erhellt aus dem Absatz, 
der sich mit den Wahlen in der Bundesrepublik 
befaßt. Diese werden als Pseudowahlen bezeich­
net ... Daraus ergibt sich mit aller Klarheit, daß 
Wahlen als geeignetes Mittel zu dem erstrebten 
Sturz des Adenauer-Regimes ausdrücklich ausge­
schlossen werden.“ (S. 24 ff.)

Vergeblich wird man in der Sachverhaltsschilderung 
eine Tatsache suchen, aus der zu folgern wäre, daß 
Wahlen als staatsrechtliche Einrichtung beseitigt wer­
den sollen. Nach der Sachverhaltsdarstellung werden

14) Urteil des 2. Strafsenats des Bundesgerichtshofs vom
8. April 1952 (St E 3/52). Siehe Geräts, „Der Bundesgerichtshof 
im Dienste der aggressiven Politik der Vorbereitung des 
Krieges“, Staat und Recht 1954, Heft 4, S. 460 ff.

620


